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SteuergeschenkefürFamilien
Zwei Vorstösse aus demLandrat verlangenmehr Steuerabzüge für die Kinderbetreuung.

Maria-Elisa Schrade

Die Vereinbarkeit von Familie
undBeruf ist eineHerausforde-
rung, die im Baselbiet ange-
sichts des Fachkräftemangels
einerseits und wegbrechender
Kita-Plätze andererseits dring-
lich nach Lösungen verlangt.
Verschärft wird das Problem
durchdieunmittelbareKonkur-
renz zum Nachbarkanton. So
leistet sich Basel-Stadt ab Au-
gustnichtnurweitereKitaplatz-
Subventionen und höhere Löh-
ne für Kita-Mitarbeitende, es
können auch bis zu 25000
Franken von der Steuer für die
externeKinderbetreuung abge-
zogenwerden.

Im Kanton Baselland sind
dieKita-Plätze für Selbstzahlen-
de durchschnittlich 1000Fran-
ken teurer, die Löhne für Kita-
Mitarbeitende tiefer und der
Kinderbetreuungsabzug vom
steuerbaren Einkommen be-
trägtmaximal 10000Franken.
Das führt zum einen dazu, dass
es sich insbesondere für Fami-
lien im Baselbiet finanziell oft
nicht lohnt, wenn beide Eltern-
teile ineinemgrösserenPensum
arbeiten.Zumanderenwandern
Fachkräfte und Familien nach
Basel-Stadt ab,weil siedort bes-
sere Konditionen vorfinden.

Erwerbsarbeit soll sich für
beideElternteile lohnen
Zwei Vorstösse im Baselbieter
Landratnehmendeshalbdiean-
stehendeEinkommenssteuerre-
formzumAnlass, dieRegierung
aufzufordern,Möglichkeiten für
höhere Kinderbetreuungsabzü-
ge zu prüfen. Béatrix von Sury,
VizepräsidentinderMitte-Frak-
tion, schwebt eine Angleichung
des Abzugs für externe Kinder-
betreuung an das Niveau von
Basel-Stadt vor. Ihr Vorstoss
wurde vom Landrat im Mai
überwiesen. SVP-LandrätinAni-
ta Biedert verlangt nun ergän-

zenddazueinenSteuerabzug für
dieEigenbetreuung inHöhevon
12000Franken.

«Mir istwichtig, dass dieEi-
gen- und Fremdbetreuung
gleichgestellt sind, damit kein
Familien- oder Betreuungsmo-
dell bevorzugt wird», sagt Bie-
dert. Dass ein sogenannter
Eigenbetreuungsabzugumsetz-
bar ist, machen Kantone wie
ZugoderLuzernbereits vor. Für
die SVP-Landrätin ist das aber
ohnehin weniger eine steuer-
rechtliche Frage als eine politi-
sche. Sie sagt: «Eltern, die ihre
Kinder zuhausebetreuen,muss
auch Wertschätzung entgegen-
gebracht werden. Sie zahlen
vielleicht keine Steuern, aber
belasten auch nicht die Allge-
meinheit.»

Würde der Kanton Baselland
einen Eigenbetreuungsabzug
einführen, könnte das allerdings
vonSurysAnliegenentgegenwir-
ken,mehrAnreize füreinerhöh-
tesErwerbsarbeitspensumbeider
Elternteile zu schaffen.Dochdie
Mitte-Landrätin begrüsst den
Vorstoss vonAnitaBiedert. «Die
verschiedenen Familienmodelle
dürfennichtgegeneinanderaus-
gespielt werden», sagt Béatrix
vonSury. «Mütter undVäter, die
Erziehungs- oderCare-Arbeit zu
Hause leisten, leisten Arbeit an
und fürdieGesellschaft.»

Ihrseiwichtig,dassfürEltern
Anreize geschaffen werden, in
die Erwerbsarbeit zurückzukeh-
renundhöherePensenzuergrei-
fen,sovonSury.DochEltern,die
sich für die ausschliessliche Be-

treuung ihrer Kinder entschei-
den,solltenebenfallseineUnter-
stützungsmöglichkeit respektive
eineAnerkennungerhalten.

Steuerabzügeseiennicht
derrichtigeWeg
Wenig Gegenliebe erfahren die
beiden Vorstösse von der SP.
«Auch unsere Partei fordert die
Anerkennung von Care-Arbeit
und Massnahmen zur Bekämp-
fung des Fachkräftemangels»,
sagt SP-Landrätin Miriam Lo-
cher. Steuerabzüge seien aber
nicht die geeignete Lösung, um
Familiennachhaltig zuentlasten
und Mütter zurück in die Er-
werbsarbeit zubringen.

«Dasnützt inersterLinieden
sehr gut Verdienenden und wi-
derspricht einer sozialen Ausge-

staltung, wie wir sie uns wün-
schen», sagt Locher über den
Mitte-Vorstoss.EinEigenbetreu-
ungsabzug, wie von Biedert ver-
langt,zementierezudemtraditio-
nelle Familiensysteme. «Der so-
ziale Aspekt steht hinten an»
findet die SP-Landrätin. «Es
braucht jetzt Investitionen in die
familienergänzende Betreuung.
Nur so können Eltern frei zwi-
schenErwerbs- undCare-Arbeit
wählen.»

DieSP-Fraktionverlangteine
direkteMitfinanzierungderKrip-
penplätzeundbessereArbeitsbe-
dingungen fürKita-Mitarbeiten-
de. Miriam Locher sagt: «Es ist
richtig, dass Familien mehr
Unterstützungerhalten,dashilft
aber nichts, wenn es gar keine
Kitasmehrgibt.»

TherapiefürMann,
dermitGewehr
Passantenängstigte

Reinach Der Entscheid löste
beim 37-jährigen Angeklagten
keineBegeisterungaus:DasBa-
selbieter Strafgericht beschloss
die Rückversetzung und verlän-
gertedie stationäreMassnahme
um drei weitere Jahre. Anstelle
der ursprünglichen Strafe von
achtMonatenwirdderMannso-
mit voraussichtlich acht Jahre
hinterGitterverbringenmüssen.
Er wurde verurteilt, weil er in
Reinach mit einem abgesägten
Gewehr Passanten bedroht und
eineRohrbombegebastelthatte.
Das formelle Strafmass wurde
allerdings wegen seiner einge-
schränkten Zurechnungsfähig-
keit damalsmassiv gemildert.

Das Dreiergericht stellte für
seinen Entscheid auf den Gut-
achter ab. Es geht davon aus,
dassvom37-Jährigeneineerheb-
liche Gefahr für weitere Delikte
ausgehe. Dies liege auch an sei-
nem Umfeld im Drogenmilieu,
so das Gericht. Der Mann hatte
mehrfach betont, er wolle nicht
abstinent lebenundauchankei-
ner Therapiemehr teilnehmen.

37-jährigerMann
«absolut einsichtslos»
GerichtspräsidentBeat Schmid-
li hielt denn auch fest, der
37-Jährige sei «absolut ein-
sichtslos».Daher geheesnun in
der stationärenTherapie in ers-
ter Linie darum, den Mann zu
einer Krankheitseinsicht zu
bringen und ihn von der Not-
wendigkeit einer Drogenabsti-
nenz zu überzeugen. Er selber
meinte vorGericht, diebefürch-
tete Beschaffungskriminalität
werde kein Problem: Er erhalte
ja Geld von seiner Mutter. Der
Mann ist imvergangenenHerbst
eigentlich bedingt entlassen
worden, hielt sich dann aller-
dings nicht an seine Auflagen.

Stationäre Massnahmen
dauern im Prinzip höchstens
fünf Jahre, die letzte Frist ist be-
reits abgelaufen. Das Strafge-
richt verlängerte deshalb auch
die laufendeSicherheitshaft um
dreiMonate bis zumSeptember
2024. ImMoment ist der Mann
immernoch ineinergeschlosse-
nen Klinik untergebracht. Ob
undwiedieTherapienunweiter-
geht, ist aber unklar: Der Fall
wird wohl vor dem Kantonsge-
richt landen. (rud)

Naturpark ist einen
Schrittweiter
Landschaft Für den geplanten
Naturpark Baselbiet liegt der
Managementplan vor. Dieser
zeigt dengeplantenBetriebund
die Projekte konkret auf, heisst
es in einer Mitteilung. Aufge-
führt sind darin die jeweiligen
Ziele und Nutzen. Das Doku-
ment ist das Ergebnis des 2023
durchgeführten, partizipativen
Prozesses. Ende Juni liegen zu-
demdie Landschaftsbewertun-
gender 56potenziellenParkge-
meinden vor. Diese Bewertung
der Qualität von Natur und
Landschaft sind Grundvoraus-
setzung, um Park zu werden.
GemässdemPunktesystemdes
Bundesbesteht einhohesPoten-
zial für Aufwertungsmassnah-
men imNaturpark. (bz)

Passt das zusammen? Arbeiten soll sich lohnen. Die Betreuung der eigenen Kinder auch. Symbolbild: Gaetan Bally/Keystone

Druck inderOberbaselbieterKnautschzonesteigt
DerChienbergtunnel in Sissachmuss dringend saniert werden. Doch dasUnterfangen ist hochkomplex.

Andreas Schwald

DemSissacherChienbergtunnel
geht’s schlecht.Nichtunbedingt
obenrum,alsoaufderFahrbahn,
dort stehen die üblichen Sanie-
rungsarbeitennach25Jahren im
Betrieban.Esgeht ihmvorallem
untenrum schlecht. Denn das
Bauwerk ist von einer beispiel-
losen Komplexität im Baselbiet.
Der Tunnel führt durch das
berüchtigteGipskeuper-Gestein:
Dieses quillt bei Wasserkontakt
auf und der Tunnel hebt sich
im Berg. Allein deswegen wur-
den zur Bauzeit sogenannte
Knautschzonen eingebaut, wel-
chedieHebungen abfedern.

Es ist also ein kompliziertes
Unterfangen. Der Tunnel bildet
gleichzeitig den einzigen Hoch-
leistungsanschluss des Ober-
baselbiets an die Autobahn. Ab-
gesehen davon, dass er auch die
Ortsumfahrung von Sissach dar-
stellt. Kurzum: Der Chienberg-

tunnel bildet einekritische Infra-
struktur, die sich an einer kriti-
schen Stelle befindet und in
einemkritischenZustand ist.

Für die Projektierung und
RealisierungderUnterhaltsarbei-

teninderHebungszoneWestbe-
antragtdieRegierungbeimParla-
ment 11,89 Millionen Franken.
ZudemsollenfürdieErarbeitung
einer Studie der Gesamtsanie-
rung sowie des Sanierungskon-
zepts dieser Hebungszone West
weitere14,69Millionenausgege-
benwerden.

DiezuständigeLandratskom-
mission sieht den Handlungsbe-
darfnunebensodeutlich.Siewar
für einen Augenschein sogar im
Tunnel, wie die Bau- und Pla-
nungskommission(BPK)inihrem
Bericht schreibt. Die Hebungs-
schäden, die durch das Auf-
quellendesGipskeupersentstan-
den sind, seien deutlich erkenn-
bar. Ebenso beeindruckt zeigten
sich die Mitglieder vom soge-
nannten Ankerkopfsystem und
den Knautschsäulen, die den
Boden inSchachhalten sollen.

So unbestritten der Hand-
lungsbedarf ist – die Kommis-
sionempfiehlt demLandrat ein-

stimmig die Zustimmung zum
angepasstenLandratsbeschluss
–, so deutlich wurden einige
Punkte diskutiert. Einer der
wichtigsten: Gleichzeitig zur
Planung der Gesamtsanierung
sollen laut BPK Variantenstu-
dienzurLinienführungdesTun-
nels explizit ermöglichtwerden,
falls eine nachhaltige Lösung
nichtmöglich ist.

DerBundfoutiert sich
umdasBauwerk
Fragenwarf zudemauf, dassder
Chienbergtunnel sichalsHoch-
leistungsstrasse im Besitz des
Kantons und nicht des Bundes
befindet. Dies, zumal die A22,
die Liestal mit Sissach verbin-
det, andenBundübergegangen
sei. Jedoch sei der Bund «unter
den gegebenen Voraussetzun-
gen schondamalsnicht aneiner
Übernahme des Tunnels inter-
essiert gewesen und werde es
wohl auch heute nicht sein».

DerSachverhaltbleibtkomplex–
insbesondere angesichts des zu-
nehmenden Verkehrs aus dem
Fricktal unddemHomburgertal.
Das bestätigt der Gelterkinder
FDP-Landrat Stefan Degen. Er
setzt sich seit Jahren mit dem
Chienbergtunnel und dem Ver-
kehr imOberbaselbiet auseinan-
der. Und auch er sagt: «Es muss
hier vorwärtsgehen.»

Mehr Sorgen als die Vorlage
mache ihm das «Wie weiter»:
Die Tatsache, dass die Tunnel-
portale sehr eng ausgelegt sind
undes zuStosszeiten zu starken
Rückstauskommt.«DerTunnel
selbst hat vorerst ausreichend
Kapazität», sagt Degen. «Das
Problem ist die Zu- und Ablei-
tung des Verkehrs, der ange-
sichts des Bevölkerungswachs-
tums in den Gemeinden nicht
geringer wird.» Dies solle an-
lässlichder anstehendenDebat-
te zur Tunnelsanierung eben-
falls beantwortet werden.

Eine Problemzone sind auch die
oft überlasteten Tunnelportale in
Sissach. Bild: Archiv bz


